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Offener Brief zum Schutz der Beschneidung 

Liebe Freunde, 

die Diskussion über die Zulässigkeit der Beschneidung nimmt in den Medien teilweise 

schreckliche Züge an. So gibt es zum Beispiel auf faz.net einen "Offenen Brief zur Be-

schneidung" http://www.faz.net/aktuell/politik/inland/offener-brief-zur-beschneidung-

religionsfreiheit-kann-kein-freibrief-fuer-gewalt-sein-11827590.html 

in dem die Beschneidung von Jungen als "Anwendung von Gewalt" bezeichnet wird. 

Um all diesen Artikeln etwas entgegen zu setzen und möglichst auch die im September 

zu erwartende Diskussion im Bundestag zu beeinflussen, haben Prof. Kyrill-Alexander 

Schwarz (Universität Würzburg) und Dr. Angelika Günzel ebenfalls einen Offenen Brief 

zur Beschneidungsdebatte verfasst, der in den nächsten Tagen in einer der großen Zei-

tungen veröffentlicht werden soll. Die Datei findet Ihr im Anhang. 

Jeder, der den Brief mit unterzeichnen möchte, sendet bitte eine Mail mit Name, Be-

ruf/Titel und Wohnort an: T.Ellen.Guggenheim@t-online.de. Bitte leitet diese Bitte auch 

an Eure Ehemänner und Freunde und Bekannte weiter. Je mehr Unterzeichner, desto 

besser! 

 

Für das Menschenrecht auf elterliche Erziehung  

zur religiösen Identität 

Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin, sehr geehrte Mitglieder der Bundesregierung, 

sehr geehrte Bundestagsabgeordnete, 

Im Zuge der Forderung nach einer „Versachlichung“ der Diskussion um die Be-

schneidung benennen die Unterzeichner eines offenen Briefes an Sie in der Frankfur-

ter Allgemeinen Zeitung vom 21.07.2012 als Kernpunkt der Debatte eine „Abwägung 

der Grundrechte auf Religionsfreiheit von Erwachsenen mit dem Recht des Kindes 

auf körperliche Unversehrtheit und sexuelle Selbstbestimmung sowie die Achtung 

seiner Würde.“. Diese und ähnliche Beschreibungen in der gegenwärtigen Debatte 

kommen einer Diffamierung der jüdischen und muslimischen Religionsgemeinschaf-

ten gleich. Die Beschneidung ist kein Instrument der Eltern zur sexuellen Unterdrü-

ckung, Entwürdigung oder Verstümmelung ihrer eigenen Kinder, sondern ein Akt, 

der die Körper der Kinder vollständig werden lässt: Sie werden durch eine Beschnei-

dung zu einem selbstverständlichen Teil ihrer Religionsgemeinschaften, ebenso wie 

sie selbstverständlich eine Muttersprache erlernen. Nicht die Eltern, sondern eine 

Gesellschaft, die muslimischen und jüdischen Kindern eine solche selbstverständli-

che religiöse und soziale Identität verweigert, verletzt ihre Würde. 

Die Verabsolutierung des kindlichen Rechts auf körperliche Unversehrtheit bedeutet, 

dass Normativität nur den unbeschnittenen Körpern der Mehrheitsgesellschaft zu-

gestanden wird; nur sie haben eine selbstverständliche und „natürliche“ Existenzbe-

rechtigung. Im Sinne der Religionsfreiheit soll sich ein Mensch daher zwar im Er-

wachsenenalter frei für eine „abnorme Ausnahme“ entscheiden können, jedoch darf 

er diese nicht zur Normalität werden lassen – Seine Kinder sollen unbeschnitten 

bleiben, und nicht die Religion ihrer Eltern, sondern jene der Mehrheitsgesellschaft 

verkörpern. Jüdischen und muslimischen Eltern wird damit nicht weniger als das 

Recht auf eine selbstverständliche Nachkommenschaft genommen.  

Dies ist ein Eingriff in das zuvörderst den Eltern – nicht dem Staat und nicht der 

Mehrheitsgesellschaft – obliegende Recht und die Pflicht zur religiösen Erziehung 



sowie generell zur Erziehung und damit Prägung ihrer Kinder (Art. 6 Abs. 2 GG; Art. 4 

Abs. 1, 2 GG; § 1 Gesetz über die religiöse Kindererziehung). 

Es ist ein zentrales Anliegen des Menschenrechts auf Religionsfreiheit, nicht den 

Vorstellungen einer Mehrheit folgen zu müssen, sondern für sich das Recht auf ein 

Leben nach eigenen, dem eigenen Selbstverständnis verpflichteten religiösen Hand-

lungen in Anspruch nehmen zu können. Hier erweist sich der Grundrechtsschutz in 

seiner zentralen Funktion als Schutz der Minderheit. 

Mit dem rigorosen Schutz der körperlichen Unversehrtheit des Kindes und seiner 

Religionsfreiheit werden die Grundrechte des Kindes von Abwehrrechten gegenüber 

dem Staat, die es bis zu seiner Mündigkeit durch seine Eltern wahrnimmt (vgl. 

§§ 1, 5 Gesetz über die religiöse Kindererziehung), zu Abwehrrechten gegen Private, 

namentlich gegen seine eigenen Eltern. Damit kommt der Staat seiner grundgesetz-

lichen Pflicht zum besonderen Schutz der Familie nicht nach (Art. 6 Abs. 1 GG). 

In der öffentlichen Diskussion wird immer wieder betont, dass die Bedürfnisse und 

Traditionen der beteiligten Religionsgemeinschaften berücksichtigt werden sollen. 

Diese Berücksichtigung soll allerdings nach den Vorgaben der Mehrheitsgesellschaft 

erfolgen. Geschützt wird in einer solchen Gesellschaft nicht „jüdisches und islami-

sches Leben im Rahmen der deutschen Rechtsordnung“ – geschützt wird der Traum 

von einem Land, in dem ausschließlich die Deutungsmuster und Körper der Mehr-

heitsgesellschaft existieren können. 

Wir, die Unterzeichner, bitten Sie, den „Kinderschutzgedanken und die Bedürfnisse 

der betroffenen Kinder zur Grundlage Ihrer Entscheidungsfindung zu machen“ und 

sich „eindeutig auf der Seite des Kindes zu positionieren“: Jüdische und muslimische 

Kinder haben das Recht, in einer offenen und pluralistischen Gesellschaft aufzu-

wachsen, einer Gesellschaft, die ihre Identität nicht kriminalisiert, sondern sie als 

gleichberechtigt und gleichwertig anerkennt. 

 


